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I.	 Einleitung

Der Zivilprozess folgt gemäss Art. 55 Abs. 1 ZPO grundsätzlich der Verhandlungsma-
xime, wonach das Beschaffen des Tatsachenstoffs und der Beweismittel im Grundsatz 
den Parteien obliegt.1 Dies gilt nicht für bekannte Tatsachen, welche gestützt auf 
Art. 151 ZPO keines Beweises bedürfen. Es stellt sich die Frage, ob sämtliche im Inter-
net abrufbaren Tatsachen als bekannte Tatsachen gelten, so dass darüber keine Be-
weisabnahme erforderlich ist. Dies hätte zur Folge, dass das Gericht mit Internetre-
cherchen den Sachverhalt selbständig ergänzen könnte. Der vorliegende Beitrag be-
zweckt die Beantwortung dieser Frage sowie die Betrachtung des Verhältnisses 
zwischen der Verhandlungsmaxime und den Tatsachen des Internets.

Nach einer kurzen Erläuterung der Grundsätze der Verhandlungsmaxime (II) werden 
die «Bekannte Tatsache» von Art. 151 ZPO näher erläutert (III) sowie die damit ver-
bundenen Auswirkungen auf die Verhandlungsmaxime diskutiert (IV). Danach wird 
vertieft auf die Frage eingegangen, wann und unter welchen Bedingungen das Ge-
richt Tatsachen aus dem Internet – mit und ohne Behauptungen der Parteien – be-
rücksichtigen darf oder sogar muss (V). Die Erkenntnisse dieses Beitrags werden in 
einem Fazit zusammengefasst.

II.	 Grundsätze der Verhandlungsmaxime

Als allgemeines Prinzip regelt Art. 55 Abs. 1 ZPO die Verhandlungsmaxime. Soweit 
das Gesetz die Feststellung des Sachverhaltes (Untersuchungsmaxime) oder die Be-
weiserhebung nicht von Amtes wegen dem Gericht auferlegt, haben ihm die Partei-
en die Tatsachen, auf die sie ihre Begehren stützen, darzulegen und die Beweismittel 
anzugeben (Art. 55 ZPO). 

Einen Teilgehalt der Verhandlungsmaxime bildet die Behauptungslast. Sie betrifft 
insbesondere das Einbringen der Tatsachenbehauptungen in den Prozess, welche die 
Parteien vom Gericht bei seiner Entscheidung berücksichtigt haben wollen.2 Die be-
hauptende Partei hat diejenigen entscheidrelevanten Tatsachen schlüssig vorzutra-

1	 Vgl. Bühler Alfred, Von den Risiken im Zivilprozess, in: Aargauischer Anwaltsverband (Hrsg.), 
Festschrift 100 Jahre Aargauischer Anwaltsverband, Zürich/Basel/Genf 2005, S. 346 f.; Sutter-
Somm Thomas/von Arx Gregor, in: Thomas Sutter-Somm/Franz Hasenböhler/Christoph Leuen-
berger (Hrsg.), Kommentar zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO), 2.  Aufl. Zürich/
Basel/Genf 2013, Art. 55 ZPO Rz. 4 ff. m.w.H.; Oberhammer Paul, in: Paul Oberhammer/Tanja 
Domej/Ulrich Haas (Hrsg.), Kurzkommentar ZPO – Schweizerische Zivilprozessordnung, 2. Aufl. 
Basel 2014, Art. 55 ZPO Rz. 3 ff.

2	 Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 21 f.
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gen, welche der von ihr angerufenen Rechtsnorm zugrunde liegen und welche ihr 
Rechtsbegehren stützen.3 Wird eine Tatsache nicht behauptet oder nicht schlüssig 
vorgetragen, bleibt sie unberücksichtigt.4

Kommt die klagende Partei ihrer Behauptungslast nach, ist für das weitere Vorgehen 
das Verhalten der Gegenpartei entscheidend: Bestreitet die beklagte Partei die kläge-
rischen Tatsachenbehauptungen nicht, so gelten diese als zugestanden,5 es wird kein 
Beweis darüber abgenommen.6 Bestreitet die beklagte Partei nicht rechtsgenüglich, 
hat das Gericht auf die behaupteten Tatsachen der klagenden Partei abzustellen.7 
Anders, wenn die beklagte Partei der Bestreitungslast genügt.8 Diesfalls trifft die 
klagende Partei die Substantiierungslast.9 Die durch Bestreitung ungenau geworde-
nen Tatsachenbehauptungen der klagenden Partei müssen nun so präzis bzw. detail-
liert konkretisiert werden, dass sie als schlüssig gelten. Die Tatsachenbehauptungen 
sind nun nicht mehr nur in den Grundzügen, sondern in Einzeltatsachen so umfas-
send und klar darzulegen, dass sie schlüssig sind, eine genaue Bestreitung durch die 
beklagte Partei ermöglichen und darüber Beweis abgenommen werden kann. Wird 
der Substantiierungslast nicht genügt, werden die klägerischen Tatsachenbehauptun-
gen nicht berücksichtigt, es findet keine Beweisabnahme statt.10

3	 Nur ein schlüssiger Tatsachenvortrag lässt bei der Unterstellung, er sei wahr, den Schluss auf 
die anbegehrte Rechtsfolge zu (vgl. dazu Hurni Christoph, in: Berner Kommentar, Schweizeri-
sche Zivilprozessordnung, Bd. I, Bern 2012, Art. 55 ZPO Rz. 17 ff. m.w.H.).

4	 Was die Parteien nicht vorbringen, existiert für das Gericht nicht (vgl. Hurni [Fn. 3], Art. 55 ZPO 
Rz. 9).

5	 Vgl. schon den Wortlaut von Art. 150 Abs. 1 ZPO: Beweis wird nur über streitige Tatsachen 
abgenommen. Vgl. auch Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 10 und 37; Oberhammer (Fn. 1), Art. 55 
ZPO Rz. 11; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 22 ff. und 37.

6	 Vorbehältlich Art. 153 Abs. 2 ZPO, wonach das Gericht von Amtes wegen Beweis erheben 
kann, wenn an der Richtigkeit einer nicht streitigen Tatsache erhebliche Zweifel bestehen.

7	 Vgl. aber den Vorbehalt gemäss Fn. 6.
8	 Die beklagte Partei genügt der Bestreitungslast, wenn ihre Bestreitung – gemessen an den 

gegnerischen Behauptungen – schlüssig und substantiiert ist. Es sind nicht die gleichen Anfor-
derungen an die Substantiierung von Bestreitungen wie an jene von Behauptungen zu stellen. 
Es reicht vielmehr aus, wenn die Bestreitung ihrem Zweck entsprechend konkretisiert wird, um 
den Behauptenden zu der ihm obliegenden Substantiierung und Beweisführung zu veranlas-
sen (vgl. BGE 105 II 143 E. 6a/bb; zum Detaillierungs- und Begründungsgrad von Bestreitungen 
vgl. Hurni [Fn. 3], Art. 55 ZPO Rz. 39 ff. und Rz. 43 f.).

9	 Die Substantiierungslast kann als weiterer Teilgehalt der Verhandlungsmaxime charakterisiert 
werden. Häufig wird sie in der Lehre allerdings zusammen mit der Behauptungslast behandelt 
(vgl. nur Hurni [Fn. 3], Art. 55 ZPO Rz. 23 ff.).

10	 Vgl. Urteil des Bundesgerichts 4A_195/2014, 4A_197/2014 vom 27. November 2014, E. 7.3.2 
(nicht publ. in BGE 140 III 602); Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 25 f.; Oberhammer (Fn. 1), Art. 55 
ZPO Rz. 12; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 25 f. Der Grad der Substantiierung 
hängt von den Tatbestandsmerkmalen der angerufenen Rechtsnorm sowie vom Verhalten der 
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Letzter Teilgehalt der Verhandlungsmaxime ist die (formelle oder subjektive) Beweis-
führungslast. Sie folgt der Behauptungs- bzw. Bestreitungs- sowie der Substantiie-
rungslast. Sie bedeutet, dass die beweisbelastete Partei die Beweismittel für ihre Be-
hauptungen zu benennen, zu beantragen bzw. anzubieten hat.11 Dabei ist der 
Sachverhalt so aufzugliedern, dass einzelne Beweissätze möglich sind (inkl. Beweis-
mittelverbindung). Wird der Beweisführungslast nicht genügt, gelten die Behauptun-
gen als unbewiesen und werden nicht berücksichtigt.12 Das Gericht ist an die Beweis-
anträge der Parteien grundsätzlich gebunden.13

In einem der Verhandlungsmaxime unterliegenden Zivilverfahren beruht das Urteil 
des Gerichts demnach auf demjenigen Sachverhalt, den die Parteien schlüssig und 
– nach erfolgter Bestreitung – substantiiert behauptet haben und beweisen konnten.

Die Verhandlungsmaxime gilt im Zivilprozess jedoch nicht absolut. Sie unterliegt be-
stimmten Einschränkungen und erfährt Milderungen sowie Ausnahmen für gewisse 
Tatsachenkategorien,14 durch die gerichtliche Fragepflicht15 oder durch die Beweiser-
hebung von Amtes wegen.16 Im Rahmen dieses Beitrags wird auf die unter den ersten 
Ausnahmebegriff fallenden bekannten Tatsachen i.S.v. Art. 151 ZPO eingegangen.

	 Gegenpartei ab (vgl. dazu Berger-Steiner Isabelle, Das Beweismass im Privatrecht – Eine dogma-
tische Untersuchung mit Erkenntniswert für die Praxis und die Rechtsfigur der Wahrscheinlich-
keitshaftung, Bern 2008, Rz. 02.39 m.w.H.).

11	 Urteil des Bundesgerichts 4A_195/2014, 4A_197/2014 vom 27. November 2014, E. 7.3.3 (nicht 
publ. in BGE 140 III 602); Gehri Myriam, in: Basler Kommentar, Schweizerische Zivilprozessord-
nung, 2. Aufl. Basel 2013, Art. 55 ZPO Rz. 5; Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 45; Sutter-Somm/von 
Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 53.

12	 Vgl. Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 45.
13	 Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 11; Oberhammer (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 9. Zu den Ausnahmen vgl. 

insbesondere Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 46 ff. und oben Fn. 6.
14	 Offenkundige und gerichtsnotorische Tatsachen sowie allgemein anerkannte Erfahrungssätze, 

jeweils i.S.v. Art. 151 ZPO, aber auch gesetzliche Tatsachenvermutungen und Indizien. Zu Letz-
teren vgl. Gehri (Fn. 11), Art. 55 ZPO Rz. 14 f.; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 45 ff.

15	 Gehri (Fn. 11), Art. 55 ZPO Rz. 7; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO, Rz. 48 ff.; vgl. auch 
Bühler (Fn. 1), S. 349 ff.

16	 Vgl. Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 46 ff. sowie oben Fn. 6.
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III.	 Bekannte Tatsachen

1.	 Art. 151 ZPO im Allgemeinen

In Abgrenzung zu der aus der Verhandlungsmaxime folgenden und in Art. 150 ZPO 
aufgeführten Grundregel der Beweisbedürftigkeit von rechtserheblichen,17 streiti-
gen18 Tatsachen (und weiteren Beweisgegenständen)19 hält Art. 151 ZPO fest, dass 
offenkundige und gerichtsnotorische Tatsachen sowie allgemein anerkannte Erfah-
rungssätze nicht bewiesen werden müssen.

Der Zweck von Art. 151 ZPO liegt darin, dass das, was das Gericht bereits sicher weiss, 
ihm auch nicht dargetan werden muss.20

2.	 Offenkundige Tatsachen

Offenkundige (allgemeinnotorische bzw. allgemeinkundige) Tatsachen gehören zum 
sicheren Allgemeinwissen bzw. Erfahrungsschatz oder sind mindestens einem sehr 
grossen Personenkreis bekannt.21 An ihnen kann vernünftigerweise nicht gezweifelt 
werden. Offenkundige Tatsachen können zudem von jedermann mit allgemein zu-
gänglichen Mitteln ohne weiteres festgestellt werden.22 Dass auch das Gericht sie auf 
diesem Weg konkret in Erfahrung bringt, hindert die Notorietät nicht.23

17	 Zum Begriff der Rechtserheblichkeit vgl. Staehelin Adrian/Staehelin Daniel/Grolimund Pascal, Zi-
vilprozessrecht, 2. Aufl. Zürich 2013, § 18 Rz. 4; vgl. auch Guyan Peter, in: Basler Kommentar, 
Schweizerische Zivilprozessordnung, 2. Aufl. Basel 2013, Art. 151 ZPO Rz. 1.

18	 Dazu Staehelin/Staehelin/Grolimund (Fn. 17), § 18 Rz. 5.
19	 Übung, Ortsgebrauch und, bei vermögensrechtlichen Streitigkeiten, auch ausländisches Recht.
20	 Hasenböhler Franz, in: Thomas Sutter-Somm/Franz Hasenböhler/Christoph Leuenberger (Hrsg.), 

Kommentar zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO), 2. Aufl. Zürich/Basel/Genf 2013, 
Art. 151 ZPO Rz. 2.

21	 Bieri Reto, Die Gerichtsnotorietät – ein unbeschriebenes Blatt im Blätterwald, in: ZZZ 2006, 
S.  188  ff.; Brönnimann Jürgen, in: Berner Kommentar, Schweizerische Zivilprozessordnung, 
Bd. II, Bern 2012, Art. 151 ZPO Rz. 2.

22	 Kaufmann Martin, Beweisführung und Beweiswürdigung, Zürich/St. Gallen 2009, S. 13.
23	 Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO, Rz. 3; Schmid Hans, in: Paul Oberhammer/Tanja Domej/Ulrich 

Haas (Hrsg.), Kurzkommentar ZPO – Schweizerische Zivilprozessordnung, 2. Aufl. Basel 2014, 
Art. 151 ZPO, Rz. 1 m.w.H.
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Als offenkundige Tatsachen gelten nach der Rechtsprechung Devisenumrechnungs
kurse,24 Handelsregistereinträge25 oder statistische Daten26 (beispielsweise die Schwei-
zerische Lohnstrukturerhebung [LSE])27 sowie bedeutende geschichtliche Ereignisse,28 
Naturereignisse, Epidemien, geografische Gegebenheiten, amtlich bekannt gegebe-
ne, durch die Medien verbreitete oder sonst zu allgemeiner Kenntnis gelangte Tatsa-
chen.29

3.	 Gerichtsnotorische Tatsachen

Gerichtsnotorische (gerichtskundige) Tatsachen sind solche, die das Gericht in seiner 
amtlichen Tätigkeit wahrgenommen hat sowie seine eigenen amtlichen Handlungen 
wie Urteile oder Beweisergebnisse.30 Uneingeschränkt sind in einem anderen Prozess 
über bestimmte Tatsachen geführte Beweise jedoch nicht zu übernehmen. Vielmehr 
ist im Einzelfall abzuklären, inwieweit diese Erkenntnisse übertragbar sind.31 Zu prüfen 
ist, ob es sich um ein zwischen denselben Parteien geführtes Verfahren handelt, ob 
ein Pilotprozess mit gleichem sachlichem Kontext geführt wurde oder ob sich ein 
früheres Gutachten im anderen Prozess zu einer abstrakten Fachfrage geäussert hat.32

Bei Gerichten, die regelmässig die SIA-Norm 118 anwenden, kann deren Inhalt als 
gerichtsnotorisch gelten.33 Sie haben von diesem privaten Regelwerk – welches kos-
tenpflichtig und damit nicht ohne weiteres zugänglich ist – in Ausübung ihrer amtli-

24	 BGE 135 III 88 E. 4.1; anders allerdings BGE 134 III 224 E. 5.2.
25	 Urteil des Bundesgerichts 4A_412/2011 vom 4. Mai 2012, E. 2 (nicht publ. in BGE 138 III 294) 

m.w.H.
26	 Vgl. <http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/infothek/erhebungen__quellen/blank/bla 

nk/sle/01.html>, besucht am 8.6.2015.
27	 BGE 128 III 4 E. 4c/bb.
28	 Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich vom 25. März 2010, LB080075/U, E. VIII.1.
29	 Vgl. die Beispiele bei Walter Hans Peter, in: Berner Kommentar, Schweizerisches Zivilgesetz-

buch, Bd. I, Bern 2012, Art. 8 ZGB Rz. 61, sowie bei Klett Kathrin/Hurni Christoph, Beweisrecht-
liche Besonderheiten des Immaterialgüterrechtsprozesses aus Sicht des Bundesgerichts, in: sic! 
2014, S. 266. Vgl. Urteil des Bundesgerichts 5A_657/2014 vom 27. April 2015, E. 9.4 sowie das 
Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 22. August 2012, HG110132-O, E. 4.7.7.

30	 Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO, Rz. 4; vgl. auch Bieri (Fn. 21), S. 19 ff.
31	 Insbesondere kann ein negatives Beweisergebnis, das beispielsweise zur Abweisung einer Teil-

klage geführt hat, einem Kläger bei einem weiteren Prozess nicht ohne Weiteres entgegenge-
halten werden, wenn er den Ausgang des ersten Prozesses zum Anlass nimmt, den zweiten 
Prozess beweisrechtlich besser/sorgfältiger zu führen.

32	 Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 5; Schmid (Fn. 23), Art. 151 ZPO Rz. 4.
33	 Ob die SIA-Norm 118 im konkreten Verfahren Anwendung findet, ist eine Frage des Vertrags-

inhalts. Vertragsinhalte sind im Zivilprozess grundsätzlich zu behaupten und nachzuweisen 
(vgl. Siegenthaler Thomas/Stöckli Hubert, «Ist die SIA-Norm 118 gerichtsnotorisch?» – Eine Umfra-
ge bei Zivilgerichten, in: BR 2008, S. 37).
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chen Tätigkeit mehrfach Kenntnis genommen.34 Wie das Bundesgericht richtig fest-
hielt, ist die SIA-Norm 118 für das Schweizerische Bauwesen von massgebender Be-
deutung und wie kaum ein anderes AGB-Werk verbreitet und bekannt. Sie wurde 
bereits verschiedentlich kommentiert35 und gab zu vielen Publikationen Anlass.36 In 
der Praxis des Handelsgerichts des Kantons Aargau wird die SIA-Norm 118 daher als 
gerichtsnotorisch eingestuft und ist nicht als Beweismittel beizulegen. Dies gilt jedoch 
grundsätzlich nicht für weitere SIA- oder andere Verbandsnormen. Sie sind entspre-
chend als Beweismittel beizulegen.

Von Gerichtsnotorietät abzugrenzen ist rein privates, ausseramtlich erworbenes Wis-
sen einer Gerichtsperson. Derartige Kenntnisse dürfen vom Gericht nicht als bewie-
sene Tatsachen in den Prozess eingebracht oder sonst wie berücksichtigt werden. 
Allenfalls hat die Gerichtsperson in den Ausstand zu treten und als Zeuge auszusagen, 
sofern entsprechende Tatsachenbehauptungen und Beweisanträge vorliegen.37

Davon zu unterscheiden sind spezifische Fachkenntnisse. Diese dürfen berücksichtigt 
werden; sie spielen insbesondere in Prozessen vor Handels- und anderen Spezialge-
richten eine bedeutende Rolle.38 Fachkenntnisse können unter Umständen gar Ge-
richtsgutachten ersetzen. Allerdings muss Fachwissen offengelegt werden.39 Den 
Parteien ist Gelegenheit zur Stellungnahme einzuräumen (Art. 183 Abs. 3 ZPO).40

34	 In Übereinstimmung mit Siegenthaler/Stöckli (Fn. 33), S. 40 wird die SIA-Norm 118 nicht als 
offenkundige, sondern als gerichtsnotorische Tatsache qualifiziert. Walter (Fn. 29), Art. 8 ZGB, 
Rz. 61 mit Verweis auf Urteil des Bundesgerichts 4P.209/2001 vom 4. Dezember 2001, E. 3 
sowie Groner Roger, Beweisrecht, Bern 2011, S. 19 f. qualifizieren die SIA-Norm 118 hingegen 
als offenkundige Tatsache.

35	 Vgl. Spiess Hans Rudolf/Huser Marie-Therese, Norm SIA 118, Bern 2014; Gauch Peter/Stöckli Hubert 
(Hrsg.), Kommentar zur SIA-Norm 118, Art. 1–37, Zürich/Basel/Genf 2009; Gauch Peter (Hrsg.), 
Kommentar zur SIA-Norm 118 Art. 38–156, Zürich 1992; Gauch Peter, Kommentar zur SIA-
Norm 118 Art. 157–190, Zürich 1991.

36	 Urteil des Bundesgerichts 4P.209/2001 vom 4. Dezember 2001, E. 3a m.w.H.
37	 Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO Rz. 9; Staehelin/Staehelin/Grolimund (Fn. 17), § 18 Rz. 10.
38	 Leu Christian, in: Alexander Brunner/Dominik Gasser/Ivo Schwander (Hrsg.), ZPO Kommentar, 

Zürich 2011, Art. 151 ZPO Rz. 13.
39	 Vgl. Mosimann Manuela, Richter als Gutachter ?, in: Jusletter vom 19. Januar 2015, insbesondere 

Rz. 29 ff. m.w.H.
40	 Vgl. Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO Rz. 10a; Schmid (Fn. 23), Art. 183 ZPO Rz. 22 ff.; Weibel 

Thomas, in: Thomas Sutter-Somm/Franz Hasenböhler/Christoph Leuenberger (Hrsg.), Kommen-
tar zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO), 2. Aufl. Zürich/Basel/Genf 2013, Art. 183 
ZPO Rz. 35 ff.
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Bei einem Kollegialgericht ist mit Mehrheitsentscheid zu urteilen (Art. 236 Abs. 2 
ZPO). Umstritten ist das Vorgehen, wenn nicht alle Mitglieder des Spruchkörpers über 
das jeweilige gerichtsnotorische Wissen verfügen.41

4.	 Allgemein anerkannte Erfahrungssätze

Erfahrungssätze sind Erkenntnisse, Regeln und Gesetzmässigkeiten, die über den 
Einzelfall hinaus Geltung haben können. Sie stellen zwar keine Tatsachen dar, sondern 
auf der allgemeinen Lebenserfahrung oder auf besonderem Fachwissen beruhende 
Erfahrungsregeln.42 Erfahrungssätze erlauben dem Gericht jedoch, im Rahmen der 
Beweiswürdigung von feststehenden, selbst nicht unmittelbar rechtserheblichen 
Tatsachenbehauptungen (Indizien) auf beweisbedürftige Tatsachenbehauptungen zu 
schliessen. Wenn die Erfahrungssätze allgemein anerkannt sind, entfällt die Beweis-
bedürftigkeit dieser Behauptungen.

Allgemein anerkannt sind Erfahrungssätze, wenn sie auf allgemeiner Lebenserfah-
rung beruhen («gesunder Menschenverstand»), aber auch Erfahrungssätze in be-
stimmten Lebensbereichen (wie Handel und Gewerbe, Technik, Kunst, Wissenschaft 
etc.).43 Die Erfahrung bzw. der Erfahrungssatz muss indes über den konkreten Sach-
verhalt hinaus Bedeutung erlangt haben.44 Solche allgemein anerkannten Erfahrungs-
sätze besitzen normähnliche Funktion bzw. sind Rechtssätzen zumindest angenä-
hert.45 Darunter fallen etwa die Ermittlung der für die Führung des Haushalts benö-
tigten Zeit aufgrund statistischer Daten (beispielsweise aufgrund der Tabellen der 
Schweizerischen Arbeitskräfteerhebung [SAKE]),46 die Vermutung beim Verzugsscha-
den, dass der Gläubiger das Geld in die gesetzliche Währung seines Wohn- oder 
Geschäftssitzes konvertiert hätte,47 oder die Annahme, dass ein Schuldner beim 
Vorliegen einer katastrophalen Finanzlage (Schulden in der Höhe von mehr als zwei 
Milliarden Franken, Sicherstellung der Liquidität nur noch über Fremdmittel) zumin-
dest in Kauf nimmt, dass durch Zahlungen an einzelne Gläubiger als notwendige 
Folge dieses Mittelabflusses andere Gläubiger geschädigt werden könnten.48

41	 Gegen Annahme von Gerichtsnotorietät in diesem Fall Guyan (Fn. 17), Art. 151 ZPO Rz. 5. Für 
ein Vorgehen wie bei einem Fachrichtervotum Leu (Fn. 38), Art. 151 ZPO Rz. 10.

42	 Berger-Steiner (Fn. 10), Rz. 02.15 f.
43	 Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 5.
44	 Guyan (Fn. 17), Art. 151 ZPO Rz. 1. Vgl. auch die Beispiele bei Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO 

Rz. 12.
45	 Vgl. Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 7 und Leu (Fn. 38), Art. 151 ZPO Rz. 18, je m.w.H.
46	 Vgl. <http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/infothek/erhebungen__quellen/blank/bla 

nk/enquete_suisse_sur/00.html>, besucht am 8.6.2015.
47	 Schmid (Fn. 23), Art. 151 ZPO Rz. 8.
48	 Vgl. Urteil des Handelsgerichts Zürich vom 22. August 2012, HG110132-O, E. 4.7.8.
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Im Einzelfall ist die Abgrenzung solcher Erfahrungssätze von jenen, welchen kein 
Normcharakter zukommt, anforderungsreich.49 Zu unterscheiden sind sie zudem 
insbesondere von den tatsächlichen (natürlichen) Vermutungen.50

IV.	 Auswirkungen auf die Verhandlungsmaxime

1.	 Einbringung in den Prozess

Trotz Notorietät der offenkundigen und gerichtsnotorischen Tatsachen sowie der auf 
der allgemeinen Lebenserfahrung beruhenden Erfahrungssätze bedürfen diese der 
Einbringung in den Prozess, wenn auch nicht zwingend durch die Parteien. Dabei 
kann es sich nur um (unmittelbar oder mittelbar)51 wesentliche Tatsachen handeln, 
also solche, welche den relevanten Sachverhalt direkt oder indirekt beeinflussen und 
für dessen Beurteilung unentbehrlich sind.52

2.	 Frage der Behauptungs- und Beweisführungslast

a)	 Offenkundige Tatsachen

Offenkundige Tatsachen werden im Prozess als bekannt vorausgesetzt. Sie müssen 
aufgrund allgemeiner Bekanntheit, allgemeiner Zugänglichkeit und Verlässlichkeit 
ihres Inhalts nach überwiegender Lehrmeinung53 und Rechtsprechung54 weder be-
hauptet noch bewiesen werden.

49	 Im Zweifelsfall ist nicht von Normcharakter auszugehen. Zur Abgrenzung: Berger-Steiner 
(Fn. 10), Rz. 02.17 ff.; vgl. auch Guyan (Fn. 17), Art. 151 ZPO Rz. 4; Leu (Fn. 38), Art. 151 ZPO 
Rz. 22.

50	 Wo sich das Gericht auf die allgemeine Lebenserfahrung stützt, um aus den Gesamtumstän-
den des Einzelfalls auf einen bestimmten Sachverhalt zu schliessen (vgl. dazu Schmid [Fn. 23], 
Art. 151 ZPO Rz. 7 sowie Staehelin/Staehelin/Grolimund [Fn. 17], § 18 Rz. 11).

51	 Zur Differenzierung vgl. Bieri (Fn. 21), S. 186 und 197 sowie Kaufmann (Fn. 22), S. 14.
52	 Tatsachen, welche keine für den Prozessverlauf relevanten Bestandteile besitzen, sondern 

nur unterstützend auf den Prozess einwirken, fallen nicht unter Art. 151 ZPO, da es ihnen an 
Rechtserheblichkeit mangelt. Dies folgt bereits aus der Regel-Ausnahme-Beziehung gemäss 
Art. 150 f. ZPO (vgl. Fn. 17).

53	 Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 8; Guyan (Fn. 17), Art. 151 ZPO Rz. 2; Hurni (Fn. 3), Art. 55 
ZPO Rz. 30; Leu (Fn. 38), Art. 151 ZPO Rz. 8; Schmid (Fn. 23), Art. 151 ZPO Rz. 2; Staehelin/Staehe-
lin/Grolimund (Fn. 17), § 18 Rz. 10 sowie § 20 Rz. 23; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO 
Rz. 38; Walter (Fn. 29), Art. 8 ZGB Rz. 59 und 63; differenzierend Bieri (Fn. 21), S. 191 f.

54	 Vgl. Fn. 25.
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b)	 Gerichtsnotorische Tatsachen

Gerichtsnotorische Tatsachen werden durch den Beizug von Akten (oder entspre-
chenden Auszügen) formell in den Prozess eingebracht.55 Darüber ist ebenfalls nicht 
Beweis zu führen. Die Parteien trifft diesbezüglich keine Beweisführungslast.56 Unei-
nigkeit herrscht bezüglich der Frage der Behauptungslast. Die überwiegende Lehre57 
geht davon aus, dass gerichtsnotorische Tatsachen nicht behauptet werden müssen, 
um in den Prozess eingebracht werden zu können.58

Unseres Erachtens entfällt bei gerichtsnotorischen Tatsachen die Behauptungslast der 
Parteien, da diese nur durch das Gericht geprüft bzw. angenommen59 und in den 
Prozess eingebracht werden können. Die Parteien müssen sich aber in jedem Fall dazu 
äussern können (vgl. dazu unten IV.3).

c)	 Allgemein anerkannte Erfahrungssätze

Allgemein anerkannte Erfahrungssätze bedürfen ebenfalls von Gesetzes wegen kei-
nes Beweises und müssen nicht behauptet werden.60 Nach einem Teil der Lehre soll 
dies indes nur für auf der allgemeinen Lebenserfahrung beruhende Erfahrungssätze 
gelten, nicht aber für solche, die auf besonderer Sachkunde beruhen.61 Dieser Auf-
fassung ist zuzustimmen. Allgemein anerkannte Erfahrungssätze, die auf besonderer 
Sachkunde beruhen, müssen meistens noch beschafft werden. Dies erfolgt mittels 
eines Fachrichtervotums (Art.  183 Abs.  3 ZPO) oder durch ein Gutachten (vgl. 
Art. 183 ff. ZPO).62

55	 Vgl. zum Ganzen Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 4.
56	 Vgl. Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 4; Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO Rz. 2; Kaufmann 

(Fn. 22), S. 14 f.; Staehelin/Staehelin/Grolimund (Fn. 17), § 18 Rz. 10.
57	 Berger-Steiner (Fn. 10), Rz. 02.09; Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 8; Gehri (Fn. 11), Art. 55 

ZPO Rz. 9; Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO Rz. 5; Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 31; Leu (Fn. 38), 
Art. 151 ZPO Rz. 7; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 39; Walter (Fn. 29), Art. 8 ZGB 
Rz. 63.

58	 A.M. Guyan (Fn. 17), Art. 151 ZPO Rz. 3; differenzierend Bieri (Fn. 21), S. 196 ff. Vgl. auch die 
Zitate (zum früheren kantonalen Zivilprozessrecht) bei Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO Rz. 5.

59	 Zum Zugang insbesondere Bieri (Fn. 21), S. 192 f.
60	 Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 7 f.; Hurni (Fn. 3), Art. 55 ZPO Rz. 33; Sutter-Somm/von Arx 

(Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 41 f.
61	 Hasenböhler (Fn. 20), Art. 151 ZPO Rz. 13 und Leu (Fn. 38), Art. 151 ZPO Rz. 21 je m.w.H.
62	 Vgl. Mosimann (Fn. 39), Rz. 5 ff. m.w.H.
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d)	 Praxisempfehlung

Die Qualifikation als offenkundige oder gerichtsnotorische Tatsache sowie als allge-
mein anerkannter Erfahrungssatz kann im Einzelfall schwierig sein. Den Parteien ist 
daher zu empfehlen, sämtliche vermeintlich bekannten Tatsachen im Zweifelsfall 
dennoch zu behaupten und die Beweismittel dazu zu offerieren.63

3.	 Rechtliches Gehör

Falls das Gericht in seiner Entscheidung bekannte Tatsachen gemäss Art. 151 ZPO 
berücksichtigen will, hat es die Parteien über deren Vorliegen und Inhalt zu informie-
ren.64 Sinnvollerweise sollte diese Information in Form einer Beweisverfügung 
(Art. 154 ZPO) erfolgen. Beispielsweise hat das Gericht in seiner Beweisverfügung den 
Beizug der SIA-Norm 118 anzuordnen. Nur so wird das rechtliche Gehör gewahrt. 
Nicht von den Parteien eingeführte bekannte Tatsachen sind zwingend seitens des 
Gerichts in den Prozess einzubringen. Darauf kann höchstens bei banalem Allgemein-
wissen (als offenkundige Tatsache) verzichtet werden.65

Weckt eine Partei durch Stellungnahme Zweifel an der Bekanntheit einer Tatsache, 
hat das Gericht im Urteil zu begründen, weshalb es das Vorliegen der bekannten 
Tatsache angenommen bzw. abgelehnt hat.

V.	 Tatsachen aus dem Internet

1.	 Vorbemerkungen

Das Internetzeitalter hat auch vor dem Zivilprozess nicht haltgemacht. Etliche für den 
Prozessausgang wesentliche Tatsachen können im Internet einfach und ohne grossen 
Aufwand verifiziert werden.

63	 Berger-Steiner (Fn. 10), Rz. 02.09; Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 ZPO Rz. 5 und 7; Gehri (Fn. 11), 
Art. 55 ZPO Rz. 12  f.; Guyan (Fn. 17), Art. 151 ZPO Rz. 2; Kaufmann (Fn. 22), S. 15; Schmid 
(Fn. 23), Art. 151 ZPO Rz. 2; Sutter-Somm/von Arx (Fn. 1), Art. 55 ZPO Rz. 42.

64	 Berger-Steiner (Fn. 10), Rz. 02.09; Bieri (Fn. 21), S. 194 und 198 f.; Brönnimann (Fn. 21), Art. 151 
ZPO Rz. 9; Leu (Fn. 38), Art.  151 ZPO Rz. 5, 14, 22 und 25; Schmid (Fn. 23), Art.  151 ZPO 
Rz. 3 und 11. Vgl. auch Bühler Alfred, in: Alfred Bühler/Andreas Edelmann/Albert Killer (Hrsg.), 
Kommentar zur aargauischen Zivilprozessordnung, 2. Aufl. Aarau/Frankfurt am Main/Salzburg 
1998, § 198 ZPO AG, Rz. 4.

65	 Leu (Fn. 38), Art. 151 ZPO Rz. 5; Schmid (Fn. 23), Art. 151 ZPO Rz. 3.
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In diesem Kapitel soll daher der Frage nachgegangen werden, wann und unter wel-
chen Bedingungen das Gericht Tatsachen aus dem Internet berücksichtigen darf und 
muss. Aufgrund der Verhandlungsmaxime ist zu unterscheiden, ob es sich dabei um 
Tatsachen handelt, welche von den Parteien zu behaupten sind, oder ob eine bekann-
te Tatsache gemäss Art. 151 ZPO vorliegt, für welche die Behauptungs- und Beweis-
führungslast nicht bzw. nur eingeschränkt besteht (vgl. dazu oben IV.2).

2.	 Webseite als beantragtes Beweismittel

In der Praxis werden oft einzelne Webseiten66 oder sogar ganze Homepages67 als 
Beweismittel offeriert. Dabei wird es sich meistens nicht um bekannte Tatsachen 
handeln. Somit sind sie von der jeweiligen Partei zu behaupten und zu beweisen. Bei 
der Anrufung einer Webseite oder einer Homepage stellt sich aber die Frage, als 
welches Beweismittel der ZPO diese Offerten zu qualifizieren sind.

a)	 Numerus clausus der Beweismittel

Art. 168 Abs. 1 ZPO enthält mit a) dem Zeugnis, b) der Urkunde, c) dem Augenschein, 
d) dem Gutachten, e) der schriftlichen Auskunft und f) der Parteibefragung und Be-
weisaussage eine abschliessende Aufzählung möglicher Beweismittel, d.h. es besteht 
ein Numerus clausus der zulässigen Beweismittel.68 Damit erfolgt eine klare Aussage 
der ZPO, mit welchen Mitteln Beweis zu führen ist.69 Die angerufene einzelne Web-
seite oder ganze Homepage muss folglich unter eines oder mehrere dieser sechs 

66	 Gemäss der Online-Enzyklopädie Wikipedia wird als Webseite ein Dokument als Bestandteil ei-
nes Angebotes oder einer Website im World Wide Web bezeichnet, das mit einem Browser 
unter Angabe eines Uniform Resource Locators (URL) abgerufen und von einem Webserver an-
geboten werden kann (<http://de.wikipedia.org/wiki/Webseite>, besucht am 8.6.2015). Siehe 
zu Definitionen der Begriffe Website, Homepage und Seite auch Brunner Michael, Die Zulässig-
keit von Hyperlinks nach schweizerischem Recht, Bern 2001, S. 6.

67	 Der Begriff Homepage wird vorliegend als Präsenz im World Wide Web und nicht als Startseite 
einer Webseite verstanden (vgl. dazu <http://de.wikipedia.org/wiki/Homepage>, besucht am 
8.6.2015).

68	 Botschaft zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO) vom 28. Juni 2006, BBl 2006 7320; 
Rüetschi Sven, in: Berner Kommentar, Schweizerische Zivilprozessordnung, Bd.  II, Bern 2012, 
Art. 168 ZPO Rz. 2.; Hafner Peter, in: Basler Kommentar, Schweizerische Zivilprozessordnung, 
2. Aufl. Basel 2013, Art. 168 ZPO Rz. 1; Müller Heinrich Andreas, in: Alexander Brunner/Dominik 
Gasser/Ivo Schwander (Hrsg.), ZPO Kommentar, Zürich 2011, Art. 168 ZPO Rz. 3; Staehelin/Sta-
ehelin/Grolimund (Fn. 17), § 18 Rz. 86.

69	 Weibel Thomas/Naegeli Sabina, in: Thomas Sutter-Somm/Franz Hasenböhler/Christoph Leuenber-
ger (Hrsg.), Kommentar zur Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO), 2. Aufl. Zürich/Basel/
Genf 2013, Art. 168 ZPO Rz. 3.
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gesetzlich vorgesehenen Beweismittel subsumiert werden können, um als Beweisge-
genstand zu dienen.

b)	 Direkter Verweis auf die URL-Adresse

Für Tatsachen, die mittels einer Webseite oder einer Homepage bewiesen werden 
sollen, geben die Parteien oft die entsprechende Internet-Adresse, URL-Adresse 
genannt,70 bekannt. Soll beispielsweise die Tatsache bewiesen werden, dass der dies-
jährige Schweizerische Juristentag am 11./12. September 2015 mit dem Themenbe-
reich «Rechtsfragen im digitalen Zeitalter» in St. Gallen stattfinden wird, kann die 
URL-Adresse <www.juristentag.ch/aktuelles.html>71 als Beweismittel offeriert wer-
den.

Da das Gericht die entsprechende Tatsache unmittelbar im Internet wahrnimmt, ist 
von einem Augenschein als Beweismittel auszugehen (Art. 181 ZPO).72 Die Parteien 
und ihre Rechtsvertreter haben jedoch aufgrund des verfassungsmässigen Anspruchs 
auf rechtliches Gehör das Recht am Augenschein teilzunehmen.73 Über den Augen-
schein ist gestützt auf Art. 182 ZPO auch Protokoll zu führen.74 Ein informeller Au-
genschein durch das Gericht, d.h. ein selbständiger Abruf der entsprechenden URL-
Adresse, scheidet damit aus.75 Ist über die angerufene Webseite oder eine Homepage 
Beweis zu führen, hat das Gericht daher anlässlich einer Verhandlung die entspre-
chende URL-Adresse aufzurufen. Dabei haben die Parteien das Recht, sich zum ent-
sprechenden Interneteintrag zu äussern und das Gericht auf bestimmte Umstände 
hinzuweisen, die nach ihrer Auffassung für die Beweiswürdigung relevant sind.76

c)	 Ausgedruckte Screenshots

Zum Beweis von Tatsachen, die sich mit Hilfe einer Webseite oder einer Homepage 
verifizieren lassen sollen, offerieren die Parteien dem Gericht anstatt oder zusätzlich 

70	 URL ist eine Abkürzung für Uniform Resource Locator (vgl. <http://de.wikipedia.org/wiki/Uni-
form_Resource_Locator>, besucht am 8.6.2015).

71	 Vgl. <www.juristentag.ch/aktuelles.html>, besucht am 8.6.2015.
72	 Vgl. Groner (Fn. 34), S. 202. Siehe auch Urteil des Handelsgerichts des Kantons Zürich vom 

21. März 2014, HG120373-O, E. 3.5.3.11 sowie Entscheid des Kantonsgerichts des Kantons 
Basel-Landschaft vom 15. April 2014, 400 14 33, E. 3.

73	 Bühler Alfred, in: Berner Kommentar, Schweizerische Zivilprozessordnung, Bd.  II, Bern 2012, 
Art. 181 ZPO Rz. 18; Müller (Fn. 68), Art. 181 ZPO  Rz. 13 je m.w.H.

74	 Vgl. dazu Bühler (Fn. 73), Art. 182 ZPO Rz. 3 ff. m.w.H.
75	 Bühler (Fn. 73), Art. 181 ZPO Rz. 19 m.w.H.
76	 Bühler (Fn. 73), Art. 181 ZPO Rz. 18 mit Verweis auf Müller (Fn. 68), Art. 181 ZPO Rz. 13.
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zur URL-Adresse vielfach auch Bildschirmausdrucke, ausgedruckte sog. Screenshots77 
der entsprechenden Interneteinträge.78

Ausgedruckte Screenshots sind als Urkunden (Art. 177 ZPO) zu qualifizieren. Art. 177 
ZPO geht von einem weiten Urkundenbegriff aus. Der Gesetzeswortlaut stellt aus-
drücklich klar, dass auch digitale Dokumente davon erfasst sind. Für die Qualifikation 
als Urkunde ist dabei unerheblich, ob es sich um eine genuin digitale Datei (die nur 
in elektronischer Form besteht), ein eingescanntes oder ausgedrucktes Papierdoku-
ment handelt.79 Bei den ausgedruckten Screenshots können sich allerdings Fragen zur 
Echtheit stellen. Wie bei den meisten digitalen Dokumenten ist es auch bei einer 
Webseite oder einer Homepage oft relativ einfach möglich, deren Inhalt für den aus-
zudruckenden Screenshot zu manipulieren.80 Diesfalls kommt die Regel von Art. 178 
ZPO zur Anwendung, wonach diejenige Partei, die sich auf die Echtheit der Urkunde 
beruft, diese zu beweisen hat, wenn die andere Partei deren Echtheit ausreichend 
bestreitet.81

3.	 Fehlende Beweismittelofferte

Wenn die Parteien keine Behauptungen zu Tatsachen, die sich im Internet finden, 
aufstellen oder die entsprechende Webseite bzw. Homepage nicht als Beweismittel 
anrufen, darf das Gericht aufgrund der Verhandlungsmaxime diese nur berücksichti-
gen, wenn es sich um bekannte Tatsachen i.S.v. Art. 151 ZPO handelt.

a)	 Eigene Internetrecherche des Gerichts

Das Internet bietet eine Vielzahl von Informationen, die jederzeit und überall erhältlich 
sind.82 Für ein Gericht besteht daher die Versuchung, ungeachtet der fehlenden Be-
hauptungen und Beweismittelofferten der Parteien eine eigene Internetrecherche 

77	 Straub Wolfgang, Verantwortung für Informationstechnologie: Gewährleistung, Haftung und 
Verantwortlichkeitsansprüche, Zürich 2008, S. 272. Siehe auch <http://de.wikipedia.org/wiki/
Screenshot>, besucht am 8.6.2015.

78	 Groner (Fn. 34), S. 202. Siehe dazu exemplarisch das Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich 
vom 5. Mai 2014, PSI140084-O/U, E. 2.3 oder das Urteil des Handelsgerichts des Kantons Zü-
rich vom 21. März 2014, HG120373-O, E. 3.5.3.11.

79	 Rüetschi (Fn. 68), Art. 177 ZPO, Rz. 3 mit Verweis auf Botschaft ZPO (Fn. 68), S. 7322.
80	 Vgl. Plachel Samuel, SMS als Beweismittel im Zivilverfahren, in: plädoyer 4/2010, S. 72.
81	 Rüetschi (Fn. 68), Art. 178 ZPO Rz. 1 ff.; Müller (Fn. 68), Art. 178 ZPO Rz. 3 ff.; Dolge Annette, 

in: Basler Kommentar, Schweizerische Zivilprozessordnung, 2. Aufl. Basel 2013, Art. 178 ZPO 
Rz. 1 ff.; Groner (Fn. 34), S. 216 je m.w.H.

82	 Dies gilt jedoch nur, soweit das Internet nicht zensuriert ist (vgl. dazu <http://de.wikipedia.org/
wiki/Zensur_im_Internet>, besucht am 8.6.2015).
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über bestimmte Tatsachen durchzuführen und für das Urteil auf die entsprechenden 
Rechercheergebnisse abzustellen. Beispielsweise stufte das Zürcher Handelsgericht 
das Resultat einer Kurzsuche im Internet als notorisches Wissen ein. Dabei ging es um 
die Beschreibung des Begriffs «Waveboard» in einem Markenrechtsfall, für welchen 
es sich auf einen Eintrag in der Online-Enzyklopädie Wikipedia83 abstützte.84 Dies ist 
kein Einzelfall. Auch andere Gerichte stützen sich in Zivilprozessen gerne auf Wikipe-
diaeinträge ab.85

Eigene Internetrecherchen des Gerichts sind in einem Zivilprozess grundsätzlich ab-
zulehnen. Dadurch sucht und forscht das Gericht eigenhändig nach nicht behaupte-
ten Tatsachen.86 Dies widerspricht dem fundamentalen Grundsatz der Verhandlungs-
maxime, wonach das Beibringen des Prozessstoffs Sache der Parteien und nicht des 
Gerichts ist.

Gerichtsnotorische Tatsachen kennt das Gericht aus seiner amtlichen Tätigkeit (vgl. 
dazu oben III.3). Folglich lassen sich gerichtsnotorische Tatsachen im Internet grund-
sätzlich nicht finden, ansonsten würde es sich um offenkundige Tatsachen (vgl. dazu 
oben III.2) oder allgemein anerkannte Erfahrungssätze (vgl. dazu oben III.4) handeln. 
Bei den beiden letzteren ist die Notwendigkeit einer Internetrecherche des Gerichts 
bereits aus logischen Gründen ausgeschlossen, da sie dem Allgemeinwissen entspre-
chen bzw. zumindest einem sehr grossen Personenkreis bekannt sein müssen. Die 
entsprechende Tatsache hat sich damit ungeachtet eines möglichen Interneteintrags 
als offenkundig bzw. allgemein anerkannter Erfahrungssatz zu erweisen. Folglich 
bedarf es dazu keiner Internetrecherche. Das Gericht kann jedoch zur Verifizierung 
der offenkundigen Tatsache als Allgemeinwissen bzw. des allgemein anerkannten 
Erfahrungssatzes auf eine unbehauptete Internetfundstelle wie beispielsweise einen 
Wikipediaeintrag verweisen.87 Diesbezüglich ist ein Wikipediaeintrag einem Eintrag in 
einer Enzyklopädie in Buchform oder des Dudens gleichgestellt. Dies kann beispiels-
weise bei der Beurteilung einer Verwechslungsgefahr in einer Markenstreitigkeit der 

83	 Vgl. <http://de.wikipedia.org/wiki/Wikipedia>, besucht am 8.6.2015.
84	 ZR 111 (2012), Nr. 118, S. 313, E. 6.
85	 Vgl. Urteil des Bundesgerichts 5D_104/2011 vom 8. August 2011, E. 6.1; Urteil des Oberge-

richts des Kantons Zürich vom 28. März 2013, PC130005-O/U, E. 4g.
86	 Es ist einzugestehen, dass eigene Internetrecherchen des Gerichts zu einem der wirklichen 

Sachlage (materiellen Wahrheit) möglichst entsprechenden Urteil führen können (vgl. dazu 
auch die Frage der Berücksichtigung überschiessender Beweisergebnisse im Zivilprozess Vet-
ter Meinrad, Überschiessende Beweisergebnisse im Zivilprozess unter besonderer Berücksichti-
gung der aargauischen Zivilprozessordnung, in: Michael Leupold et al. [Hrsg.], Der Weg zum 
Recht, Festschrift für Alfred Bühler, Zürich/Basel/Genf 2008, S. 228 ff. m.w.H.).

87	 Siehe auch das Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich vom 17.  Juli 2012, LF120036, 
E. 3.3.3, in welchem zur Verifizierung der offenkundigen Tatsache, dass ein Supermarkt auch 
Frischprodukte führt, auf dessen Homepage verwiesen wurde.
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Fall sein. Der vom Zürcher Handelsgericht zitierte Auszug aus Wikipedia ging jedoch 
deutlich über die Verifizierung von allgemein bekannten und damit offenkundigen 
Tatsachen im Zusammenhang mit dem Begriff «Waveboard» hinaus,88 so dass er 
unseres Erachtens prozessual unzulässig war.

Falls sich ein Gericht auf eine im Internet verifizierte offenkundige Tatsache oder einen 
allgemein anerkannten Erfahrungssatz abstützt, hat es gemäss dem Grundsatz des 
rechtlichen Gehörs die Parteien darüber zu informieren (vgl. dazu oben IV.3). 

Das Bundesgericht hat in einem kürzlich ergangenen Urteil festgehalten, die Wahrung 
des rechtlichen Gehörs hätte es geboten, den Parteien Gelegenheit einzuräumen, sich 
zum Suchergebnis einer eigenen Internetrecherche des Handelsgerichts des Kantons 
Aargau zu äussern. Dieses hatte bei der Beurteilung der Unterscheidungskraft des 
Zeichens «KEYTRADER» auf den in drei amerikanischen Online-Medien aufgefunde-
nen Begriff «key trader» bzw. «key-trader» abgestellt. Infolge Verletzung des recht-
lichen Gehörs der Parteien durfte auf das Suchergebnis der eigenen Internetrecherche 
des Handelsgerichts des Kantons Aargau nicht abgestellt werden.89

b)	 Öffentliche Register

Eintragungen in öffentlichen Registern sind heute oftmals im Internet abfragbar. Die 
Bestellung eines entsprechenden Registerauszugs oder sogar der Gang zur Behörde 
kann damit ausbleiben. Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, ob die Parteien 
Tatsachen, die sich aus den öffentlichen Registern ergeben, in einem unter der Ver-
handlungsmaxime geführten Zivilprozess behaupten und eine Kopie des Registeraus-
zugs als Beweismittel offerieren müssen.

ba)	 Handelsregister

Gestützt auf Art. 12 Abs. 1 HRegV haben die Kantone die Einträge im Hauptregister90 

des Handelsregisters91 für Einzelabfragen im Internet unentgeltlich zur Verfügung zu 
stellen. Eine solche Einzelabfrage ist über die jeweilige Webseite der kantonalen Han-
delsregisterämter oder die Internetdatenbank des zentralen Firmenindexes (Zefix) auf 

88	 ZR 111 (2012) Nr. 118, S. 313, E. 6.
89	 BGE 140 III 297 E. 3.5.3. Die Frage der Zulässigkeit eigener Internetrecherchen durch das Han-

delsgericht hat das Bundesgericht offen gelassen.
90	 Das Hauptregister ist der elektronische Zusammenzug aller rechtswirksamen Einträge im Ta-

gesregister geordnet nach Rechtseinheit (vgl. Art. 6 Abs. 3 HRegV). Zum Inhalt des Hauptregis-
ters siehe Art. 9 Abs. 2 HRegV.

91	 Beim Handelsregister handelt es sich um eine öffentliche, staatlich geführte Datenbank für 
gesellschaftsrechtliche Daten, deren Eintragung gesetzlich geregelt ist und mit gesetzlichen 
Rechtsfolgen verbunden ist (Eckert Martin K., in: Basler Kommentar, Obligationenrecht II, 
4. Aufl. Basel 2013, Art. 927 OR Rz. 1).
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<www.zefix.ch>92 möglich.93 Für die Gerichte ist es damit ein Leichtes, die Angaben 
des Hauptregisters des Handelsregisters mittels eines entsprechenden Internetabrufs 
festzustellen. Im Bereich der Handelsgerichtsbarkeit ist dies insbesondere für die Fra-
ge der sachlichen Zuständigkeit relevant.94

Weil es sich bei Handelsregistereinträgen um Tatsachen handelt, die jedermann zu-
gänglich sind und deren Kenntnis fingiert wird, qualifiziert sie das Bundesgericht als 
offenkundige Tatsachen.95 In einem zivilprozessualen Verfahren vor einem der vier 
Handelsgerichte hat folglich die klagende Partei weder zu behaupten noch den ent-
sprechenden Handelsregistereintrag als Beweismittel zu offerieren, dass zumindest 
die beklagte Partei im Handelsregister eingetragen und diese Voraussetzung der 
sachlichen Zuständigkeit des Handelsgerichts damit gegeben ist.96

Die Qualifikation des Handelsregistereintrags als offenkundige Tatsache gilt unseres 
Erachtens grundsätzlich nur für im schweizerischen Handelsregister eingetragene 
Parteien. Die Eintragung in vergleichbaren ausländischen Registern ist demgegenüber 
rechtsgenüglich zu behaupten und zu beweisen.97 Ungeachtet der Frage der kosten-
losen Online-Abfrage von Firmendaten verfügen die schweizerischen Gerichte in der 
Regel wohl über keine Kenntnisse bezüglich Aufbau und Abfrage von ausländischen 
Handelsregistern, so dass deren Inhalt als offenkundige Tatsachen ausscheidet.98 Al-
lenfalls ist es möglich, dass aufgrund der regelmässigen Anwendung – analog den 
Überlegungen zur SIA-Norm 118 – eine Gerichtsnotorietät entsteht (siehe dazu oben 
III.3).

92	 Vgl. <www.zefix.ch>, besucht am 8.6.2015.
93	 Siffert Rino, in: Rino Siffert/Nicholas Turin (Hrsg.), Handelsregisterverordnung (HRegV), Bern 

2013, Art. 12 HRegV Rz. 2.
94	 Gemäss Art. 6 Abs. 2 Bst. c und Abs. 3 ZPO muss zumindest die beklagte Partei im Handelsre-

gister oder in einem vergleichbaren ausländischen Register eingetragen sein (vgl. dazu Vetter 
Meinrad/Brunner Matthias, Die sachliche Zuständigkeit der Handelsgerichte – eine Zwischenbi-
lanz, in: ZZZ 2013, S. 257 ff. m.w.H.).

95	 Urteil des Bundesgerichts 4A_195/2014, 4A_197/2014 vom 27. November 2014, E. 7.3.1 (zur 
amtlichen Publikation bestimmt) mit Verweis auf BGE 135 III 88 E. 4.1; Urteil des Bundesge-
richts 4A_412/2011 vom 4. Mai 2012, E. 2.2, nicht publ. in: BGE 138 III 294.

96	 Vetter/Brunner (Fn.  94), S.  258. Die sachliche Zuständigkeit ist eine Prozessvoraussetzung 
(Art. 59 Abs. 2 Bst. b ZPO). Gemäss Art. 60 ZPO hat das Gericht von Amtes wegen zu prü-
fen, ob die Prozessvoraussetzungen erfüllt sind. Im Bereich der Prozessvoraussetzungen gilt 
der eingeschränkte Untersuchungsgrundsatz (vgl. Zürcher Alexander, in: Thomas Sutter-Somm/
Franz Hasenböhler/Christoph Leuenberger [Hrsg.], Kommentar zur Schweizerischen Zivilpro-
zessordnung (ZPO), 2. Aufl. Zürich/Basel/Genf 2013, Art. 60 ZPO, Rz. 4 m.w.H.).

97	 Vgl. § 405 ZPO AG, welcher die Parteien mit ausländischem Domizil ausdrücklich verpflichtete, 
ihren Registereintrag nachzuweisen.

98	 Vetter/Brunner (Fn. 94), S. 258.
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bb)	 Design-, Marken- und Patentregister

Soweit ersichtlich, hat sich in Lehre und Rechtsprechung bis heute noch niemand zur 
Frage geäussert, ob die in den Design-, Marken- und Patentregistern jedermann zu-
gänglichen Informationen als offenkundige und damit bekannte Tatsachen qualifizie-
ren. Übernimmt man die obigen Überlegungen zum Handelsregistereintrag, ist diese 
Frage zu bejahen. Der Inhalt dieser drei Registerrechte lässt sich kostenlos über die 
vom Institut für Geistiges Eigentum (IGE) betriebene Homepage <www.swissreg.
ch>99 abrufen.

Die Offenkundigkeit der Tatsachen beschränkt sich unseres Erachtens wie beim Han-
delsregister nur auf die schweizerischen Register und nur auf die Tatsachen, die direkt 
aus diesen ersichtlich sind. Ob andere Tatsachen wie beispielsweise die Freihaltebe-
dürftigkeit oder der rechtserhaltende Gebrauch als offenkundig oder gerichtsnoto-
risch qualifizieren, ist jeweils separat zu prüfen.100

bc)	 Grundbuch

Das Grundbuch ist ebenfalls öffentlich zugänglich.101 Gestützt auf Art. 970 Abs. 2 
und 3 ZGB sowie Art. 26 Abs. 1 GBV ist jede Person ohne Interessennachweis berech-
tigt, Auskunft über folgende Daten des Hauptbuchs zu erhalten: Die Bezeichnung des 
Grundstücks und die Grundstücksbeschreibung, den Namen und die Identifikation 
des Eigentümers oder der Eigentümerin, die Eigentumsform und das Erwerbsdatum 
(Art. 26 Abs. 1 Bst. a GBV), die Dienstbarkeiten und Grundlasten (Art. 26 Abs. 1 Bst. b 
GBV) sowie (mit Einschränkungen) die Anmerkungen (Art. 26 Abs. 1 Bst. c GBV). Die 
Kantone können gestützt auf Art. 27 Abs. 1 GBV die nach Art. 26 Abs. 1 Bst. a GBV 
ohne Interessennachweis einsehbaren Daten des Hauptbuchs im Internet öffentlich 
zugänglich machen, was eine Online-Abfrage ermöglicht.102

Soweit die Kantone über eine kostenlose elektronische Online-Abfrage der ohne In-
teressennachweis zugänglichen Grundbuchdaten gemäss Art. 26 Abs. 1 Bst. a GBV 
verfügen, sind diese elektronisch abrufbaren Daten des Hauptbuchs wie beim Han-
delsregister (vgl. dazu oben ba) sowie bei den Design-, Marken- und Patentregistern 
(vgl. dazu oben bb) als offenkundige Tatsachen zu betrachten. In einem Verfahren 
um Eintragung eines Bauhandwerkerpfandrechtes (vgl. Art. 837 Abs. 1 Ziff. 3 sowie 

99	 Vgl. <www.swissreg.ch>, besucht am 8.6.2015.
100	 Vgl. zu offenkundigen und gerichtsnotorischen Tatsachen im Immaterialgüterrechtsprozess 

Klett/Hurni (Fn. 29), S. 267 m.w.H.
101	 Vgl. Schmid Jürg, in: Basler Kommentar, Zivilgesetzbuch II, 4. Aufl. Basel 2011, Art. 970 ZGB, 

Rz. 1 ff. m.w.H.
102	 Schumacher Rainer, Bauhandwerkerpfandrecht – Besondere Anforderungen an die Anwalt-

schaft, in: Anwaltsrevue 2014, S. 108, der den Internetzugang jedoch nicht auf die gemäss 
Art. 26 Abs. 1 Bst. a GBV öffentlichen Daten des Hauptbuchs beschränkt.
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Art. 839 ff. ZGB) ist es diesfalls nicht erforderlich zu behaupten, der Gesuchsgegner 
sei Eigentümer des Grundstücks, für welches die Eintragung eines Bauhandwerker-
pfandrechts verlangt wird, und dem Gesuch den entsprechenden Grundbuchauszug 
beizulegen. Das Gericht kann dies mittels einer Online-Abfrage ohne grossen Auf-
wand selber prüfen. Falls die Online-Abfrage jedoch (noch) nicht möglich ist und 
sämtliche Grundbuchdaten nur auf konkrete – allenfalls mit einer Gebühr verbunde-
ne – Nachfrage beim Grundbuchamt beschafft werden können, qualifizieren die 
Grundbuchdaten nicht als offenkundige Tatsachen. Dasselbe gilt auch für alle Grund-
buchinformationen, die nicht ohne Interessennachweis im Internet beschafft werden 
können, wie beispielsweise das Bestehen einer Nutzniessung.103

c)	 Zinssätze und Umrechnungskurse

Die bundesgerichtliche Rechtsprechung zur Frage, ob Zinssätze und Umrechnungs-
kurse als offenkundige Tatsache gelten, ist uneinheitlich. Während die Zinssätze von 
Bundesobligationen und Umrechnungskurse mit der Begründung, diese könnten von 
jedermann im Internet kontrolliert werden, als offenkundige und damit notorische 
Tatsachen gelten,104 hat das Bundesgericht dies für den LIBOR-Satz105 verneint, weil 
dieser durch keine Rechtsregel bestimmt wird.106

Diese Differenzierung des Bundesgerichts ist ungerechtfertigt: Wenn die Auffassung 
vertreten wird, dass Tatsachen, die von jedermann im Internet kontrolliert werden 
können, als offenkundige Tatsachen zu qualifizieren sind, gilt dies ungeachtet seiner 
Festsetzung auch für den LIBOR-Satz.107 Wie bei den Umrechnungskursen, für deren 
Ermittlung das Bundesgericht sich auf die private Webseite <www.fxtop.com>108 
beruft, ist auch der LIBOR-Satz mit wenig Aufwand im Internet, beispielsweise unter 
<http://de.global-rates.com/zinssatze/libor/libor.aspx>,109 auffindbar.110 Zudem wird 

103	 Urteil des Obergerichts des Kantons Zürich vom 22. November 2013, NG130013, E. 4.3. Siehe 
auch Urteil des Kantonsgerichts des Kantons Waadt vom 18 Juni 2013, JdT 2014 III, S. 13, E. 2c.

104	 Zinssätze von Bundesobligationen: Urteil des Bundesgerichts 6B_387/2012 vom 25. Februar 
2013, E. 3.4; Umrechnungskurse: BGE 137 III 623 E. 3 in Pra 2012 Nr. 66, 135 III 88 E. 4.1 in Pra 
2009 Nr. 89.

105	 LIBOR ist die Abkürzung für «London Interbank Offered Rate» (vgl. zum Begriff <http://
de.wikipedia.org/wiki/London_Interbank_Offered_Rate>, besucht am 8.6.2015).

106	 BGE 134 III 224 E. 5.2 in Pra 2008 Nr. 143.
107	 Schmid Jörg, Die privatrechtliche Rechtsprechung des Bundesgerichts im Jahr 2008, in: ZBJV 

2011, S. 903.
108	 Vgl. <http://fxtop.com>, besucht am 8.6.2015. Bei Gerichten ist auch die Webseite <www.

oanda.com>, besucht am 8.6.2015, beliebt (vgl. statt vieler: Urteil des Handelsgerichts des 
Kantons Zürich vom 21. Februar 2014, HG080027, E. 4.1.1).

109	 Vgl. <http://de.global-rates.com/zinssatze/libor/libor.aspx>, besucht am 8.6.2015.
110	 Schmid (Fn. 107), S. 903.
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der LIBOR-Satz im Gegensatz zu den Umrechnungskursen jeweils um 11:00 Uhr 
(GMT) in London für einen bestimmten Tag fixiert, während die Umrechnungskurse 
ausschliesslich vom Grundsatz von Angebot und Nachfrage bestimmt werden und 
sich immer wieder (leicht) verändern. Mit anderen Worten lässt sich der LIBOR-Satz 
sogar einfacher und verlässlicher eruieren als Umrechnungskurse.

Wenn – wie beispielsweise im deutschen Recht111 – der Verzugszins aufgrund eines 
Zuschlags zu einem Basiszinssatz berechnet wird, gilt unseres Erachtens auch dieser 
Basiszinssatz als eine offenkundige Tatsache, soweit er im Internet abgerufen werden 
kann.112 Falls dies nicht möglich ist, weil beispielsweise eine entsprechende Webseite 
fehlt oder eine solche nur in einer dem Gericht nicht geläufigen Sprache existiert, ist die 
Offenkundigkeit der Tatsache zu verneinen. Gemäss der Verhandlungsmaxime hat die 
anspruchsberechtigte Partei diesfalls den Basiszinssatz substantiiert zu behaupten.

VI.	 Fazit

Die zu Beginn dieses Beitrags gestellte Frage, ob sämtliche im Internet abrufbaren 
Tatsachen als bekannte Tatsachen gelten, so dass sie keines Beweises bedürften, ist 
zu verneinen.

Bei Zivilprozessen, die von der Verhandlungsmaxime beherrscht werden, obliegt es 
den Parteien, die erforderlichen Behauptungen aufzustellen und die notwendigen 
Beweismittel zu offerieren. Folglich haben die Parteien auch die Tatsachen, die sich 
aus dem Internet ergeben, rechtsgenüglich zu behaupten sowie dem Gericht Bewei-
se zu offerieren. Letzteres geschieht in Form des Augenscheins bei direktem Verweis 
auf die URL-Adresse oder der Urkunde bei ausgedrucktem Screenshot. Eigene Inter-
netrecherchen des Gerichts zur Ermittlung des Sachverhalts sind grundsätzlich aus-
geschlossen. Wenn Tatsachen aus dem Internet als offenkundige Tatsachen gemäss 
Art. 151 ZPO gelten, kann das Gericht jedoch ohne entsprechende Behauptung und 
ohne Beweisantrag auf diese abstellen. Dies ist namentlich bei Tatsachen aus schwei-
zerischen öffentlich zugänglichen Registern, wie Handels-, Design-, Marken- und 
Patentregister der Fall. Im Bereich des Grundbuchs gilt dies nur für diejenigen Grund-
buchdaten, die ohne Interessennachweis kostenlos elektronisch abgefragt werden 
können. Schliesslich gilt dies aufgrund der jedermann offenstehenden Möglichkeit, 
die entsprechenden Daten jederzeit zu kontrollieren, auch für Zinssätze von Bundes-
obligationen, Umrechnungskurse, den LIBOR-Satz sowie Basiszinssätze für die Ermitt-
lung von fremdrechtlichen Verzugszinsen.

111	 Vgl. § 288 Abs. 1 und 2 BGB.
112	 Für das deutsche Recht: <http://basiszinssatz.info>, besucht am 8.6.2015.


